	Überkreuz-Checkliste für 
Vermögensanlagen-Informationsblätter 
ohne Verkaufsprospekt
nach dem Vermögensanlagengesetz (VermAnlG), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur weiteren Stärkung des Anlegerschutzes
(Stand: 31.08.2021)

	Anbieter:
	     

	Emittent:
	     

	Hinterleger:
	     

	Art/ Name der 

Vermögensanlage:
	     

	Internet-Dienstleist-ungsplattform (Firma und Internetseite):
	     

	Vermittlungserlaubnis der Internet-Dienst-leistungsplattform 
(§ 34f Abs. 1 S. 1 Nr. 3 GewO oder § 3 Abs. 2 WpIG bzw. § 2 Abs. 2 Nr. 3, 4 WpIG):
	     

	Nr.
	§ 13 VermAnlG
	Seite/ -n

	1
	§ 13 Abs. 3 Nr. 1
	Die Art und die genaue Bezeichnung der Vermögensanlage.
	     

	2
	§ 13 Abs. 3 Nr. 2
	Angaben zur Identität des Anbieters, des Emittenten einschließlich seiner Geschäftstätigkeit und in dem Fall, dass die Prospektausnahme nach § 2a in Anspruch genommen wird, Angaben zur Identität der Internet-Dienstleistungsplattform.
	     

	3
	§ 13 Abs. 3 Nr. 3
	Die Anlagestrategie, die Anlagepolitik und die Anlageobjekte 

insbesondere die Angabe des Realisierungsgrads der konkreten Projekte sowie abgeschlossener Verträge sowie die Angabe, ob die Nettoeinnahmen aus den Anlegergeldern hierfür allein ausreichend sind und die Höhe der voraussichtlichen Gesamtkosten des Anlageobjekts.
	     

	4
	§ 13 Abs. 3 Nr. 4
	Die Laufzeit, die Kündigungsfrist der Vermögensanlage und die Konditionen der Zinszahlung und Rückzahlung.
	     

	5
	§ 13 Abs. 3 Nr. 5
	Die mit der Vermögensanlage verbundenen Risiken.
	     

	6
	§ 13 Abs. 3 Nr. 6
	Das Emissionsvolumen, die Art und Anzahl der Anteile.
	     

	7
	§ 13 Abs. 3 Nr. 7
	Den auf Grundlage des letzten aufgestellten Jahresabschlusses berechneten Verschuldungsgrad des Emittenten.
	     

	8
	§ 13 Abs. 3 Nr. 8
	Die Aussichten für die vertragsgemäße Zinszahlung und 

Rückzahlung unter verschiedenen Marktbedingungen.
	     

	9
	§ 13 Abs. 3 Nr. 9
	Die mit der Vermögensanlage verbundenen Kosten und Provisionen, im Falle der Inanspruchnahme der Prospektausnahme nach § 2a einschließlich sämtlicher Entgelte und sonstigen 

Leistungen, die die Internet-Dienstleistungsplattform von dem Emittenten für die Vermittlung der Vermögensanlage erhält.
	     

	10
	§ 13 Abs. 3 Nr. 10
	Das Nichtvorliegen von maßgeblichen Interessenverflechtungen im Sinne von § 2a Absatz 5 zwischen dem Emittenten und dem Unternehmen, das die Internet-Dienstleistungsplattform 

betreibt.
	     

	11
	§ 13 Abs. 3
	Die Anlegergruppe, auf die die Vermögensanlage abzielt.
	     

	12
	§ 13 Abs. 3 Nr. 12
	Die Angaben zur schuldrechtlichen oder dinglichen Besicherung der Rückzahlungsansprüche von zur Immobilienfinanzierung veräußerten Vermögensanlagen.
	     

	13
	§ 13 Abs. 3 Nr. 13
	Der Verkaufspreis sämtlicher in einem Zeitraum von zwölf 

Monaten angebotenen, verkauften und vollständig getilgten Vermögensanlagen des Emittenten.
	     

	14
	§ 13 Abs. 3 Nr. 14
	Das Nichtvorliegen von Nachschusspflichten im Sinne von § 5b Abs. 1 VermAnlG.
	     

	15
	§ 13 Abs. 3 Nr. 15
	Angaben zur Identität des Mittelverwendungskontrolleurs nach 

§ 5c VermAnlG einschließlich seiner Geschäftstätigkeit, seiner Vergütung sowie den Umständen oder Beziehungen, die Interessenkonflikte begründen könnten.
	     

	16
	§ 13 Abs. 3 Nr. 16
	Das Nichtvorliegen eines Blindpool-Modells im Sinne von § 5b Abs. 2 VermAnlG.
	     

	17
	§ 13 Abs. 3
	Vorgegebene Reihenfolge.
	     

	18
	§ 13 Abs. 4 S. 1
	Drucktechnisch hervorgehobener Hinweis: „Der Erwerb dieser Vermögensanlage ist mit erheblichen Risiken verbunden und kann zum vollständigen Verlust des eingesetzten Vermögens führen.“ auf der ersten Seite des Vermögensanlagen-Informationsblattes unmittelbar unterhalb der ersten Überschrift.
	     

	19
	§ 13 Abs. 4 

S. 2 Nr. 1
	Hinweis darauf, dass die inhaltliche Richtigkeit des Vermögensanlagen-Informationsblatts nicht der Prüfung durch die Bundesanstalt unterliegt.
	     

	20
	§ 13 Abs. 5 S. 1
	Hinweis: „Für die Vermögensanlage wurde kein von der Bundesanstalt gebilligter Verkaufsprospekt hinterlegt. Weitergehende Informationen erhält der Anleger unmittelbar vom Anbieter oder Emittenten der Vermögensanlage.“
	     

	21
	§ 13 Abs. 4 

S. 2 Nr. 3
	Hinweis auf den letzten offengelegten Jahresabschluss und 

darauf, wo und wie dieser erhältlich ist.
	     

	22
	§ 13 Abs. 5 S. 2
	Hinweis darauf, dass Ansprüche auf der Grundlage einer in dem Vermögensanlagen-Informationsblatt enthaltenen Angabe nur dann bestehen können, wenn die Angabe irreführend, unrichtig ist und wenn die Vermögensanlage während der Dauer des öffentlichen Angebots, spätestens jedoch innerhalb von zwei Jahren nach dem ersten öffentlichen Angebot der Vermögensanlagen im Inland, erworben wird.
	     

	23
	§ 13 Abs. 4 S. 2
	Das Vermögensanlagen-Informationsblatt muss die Hinweise des § 13 Abs. 4 VermAnlG im Anschluss an die Angaben nach 

§ 13 Absatz 3 („Mindestangaben“) in der vorgeschriebenen 

Reihenfolge enthalten.
	     

	24
	§ 13 Abs. 3 S. 1
	Nicht mehr als drei DIN-A4-Seiten.
	     

	25
	§ 13 Abs. 6 S. 4
	Das Vermögensanlagen-Informationsblatt darf sich jeweils nur auf eine bestimmte Vermögensanlage beziehen und keine 

werbenden oder sonstigen Informationen enthalten, die nicht dem genannten Zweck dienen.
	     

	26
	§ 13 Abs. 6 S. 5
	Keine Verwendung des Begriffs „Fonds“ oder eines Begriffs, der diesen Begriff zur Bezeichnung des Anbieters, des Emittenten oder der Vermögensanlage enthält.
	     

	27
	§ 13 Abs. 6 S. 6
	Kein Hinweis auf die Befugnisse der BaFin nach dem VermAnlG.
	     

	28
	§ 13 Abs. 4 S. 1
	Bezeichnung als Vermögensanlagen-Informationsblatt nach 

§§ 2a, 13 Vermögensanlagengesetz in der Überschrift.
	     

	29
	§ 13 Abs. 7 S. 3
	Datum der letzten Aktualisierung des Vermögensanlagen-Informationsblattes sowie Zahl der seit der erstmaligen Erstellung des Vermögensanlagen-Informationsblattes vorgenommenen Aktualisierungen.
	     

	30
	§ 15 Abs. 3, 4
	Unterschriftsfeld zur Bestätigung der Kenntnisnahme des Warnhinweises vor Vertragsschluss: Ort und Datum, Unterschrift des Anlegers mit Vor- und Familienname (§ 15 Abs. 3 VermAnlG) bzw. Hinweis auf elektronische Ersetzung im Fall der ausschließlichen Verwendung von Fernkommunikationsmitteln, (§ 15 Abs. 4 VermAnlG i.V.m. VIBBestV).
	     

	Anmerkungen:
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